
Aktenzeichen:

19ßi351/55. Im Namen des Volkes

In Sachen

Verkündet

am 240November 1960

Klägerin und Revisionsklägerih,

‚Prozeßbevpllmächtigte : .

g e g e n

Beklagten 1nd Revisionsbeklagten,

hat der 10„ Senat des Bundessöziälgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 24° November 1960, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dro T e s m e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter Drt P l e i n und

Bundesrichter M e l l w i t 2
als weitere Berufsric■ter,

Bundessozialrichter Dr„ A n k e n b r a n k und

Bundessozialrichterin F r 0 s c h
,

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die ReVision der Klägerin gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts in München vom

240 Januar 1958 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

V o n R e c h t s w e g e n „_
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Die Klägerin heiratete im Jahre 1942 den ehemaligen Berufs—

soldaten J( F '„ F ist 1944 schwer verwundet wor—
den und bezog wegen der Gesundheitsstörungen

"Zustand nach Hirnverletzung mit großem Defekt im

rechten Stirnbein und rechten Seheitelbein, letz—

terer in der Hinterhauptgegend, steifer Lähmung

an der linken Seite und Beeinträchtigung der psy—

ehischen Abläufe" ' ’

Versorgungsrente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit

(MdE„) um 100 VOH; Durch rechtskräftiges Urteil des Landge—

richts (LGO) Regensburg vom 21° Juli 1949 —4 R 944/48 —
ist die Ehe der Klägerin auf die Klage des Ehemannes und

ihre Widerklage aus beiderseitigem Verschulden geschieden

werden° Am 90/0ktober 1949 ist der frühere Ehemann der Klä—

gerin gestorben„ In dem 3eichenschauschein sind als Ursachen

seines Todes Herzversagen und Lungenödem, als Nachkrankheit

Sehlafmittelvergiftung, als Begleitkrankheit Lähmung der lin—

ken Körperhälfte und als Grundleiden Steckschuß im Gehirn

angegeben° Der aus der Ehe der Klägerin mit J<‘ Fe
hervorgegangenen Tochter R?

.
ist daraufhin Waisenrente

näch

dem Bayerischen Körperbesehädigten—Leistungsgesetz (BKBLG)

und nach dem Bündesversorgungsgesetz (BVG) gewährt werden.

Im Mai 1951 hat die Klägerin beantragt, ihr Hinterbliebenen—

rente nach dem BVG zu gewähren° Das Versorgungsamt (VersorgA„)

Regensburg hat diesen Antrag mit Bescheid vom 13. November

1951 abgelehnt9 Weil der geschiedene Ehemann der
Klägerin’

nicht verpflichtet gewesen sei, dieser Unterhalt zu gewäh—

ren, so daß die Voraussetzungen des & 42 BVG nicht erfüllt

seien° Die hiergegen gerichtete Berufung (alten Rechts) der

Klägerin hat das Oberversioherungsamt (OVAO) Landshut zurück—

gewiesenc
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Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Rckurs eingelegt, der

nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesctaes (SGG) als Be—
rufung auf das Bayerische Landessozialgericht (LSGQ) über—

gegangen istc Das LSG„ hat die Berufung zurückgewiesen° Es

hat ausgeführt: Die Klägerin habe nach @ 12A bs„ 1 Satz 1 BVG

keinen Anspruch auf Witwenrente; denn der gemäß @ 60 des Ehe—

gesetzes (BheG) in Betracht kommende Un erh1lt sbeitr rag, der
ausschließlich von Billigkeitserwägungcn einer erst von dem

ordentlichen Gericht zu treffenden Entscheidung abhänge, kön—

ne weder als echter Unterhalts anspruch aufgefaßt noch unmit—

telbar aus eherechtlichen Vorschriften hergeleitet werden„

Der vom Bundesminister für Arbeit (BMAC) in seinem Erlaß vom
160 Februar 1954 (BVBl° 1954 So 38) vertretenen gegenteili—

gen Ansicht könne nicht gefolgt werden? weil sie dem 5 42 BVG

widerspreche‚ der, wie die Bntstehungsgesehiehte und Abs„ 1

Satz 2 dieser Vorschrift ergäben, grundsätzlich die alleinige

oder überwieg e1de Schuld des Verstorbenen vorausset ze Der

Anspruch der Klägerin sei auch bei Anwendung die me }Jrlasses

und damit des 5 60 EheG unbegründet Die Klägerin habe be—

reits vor ihrer Heirat als Verkäuferin gearbci tet? sie sei

45 Jahre alt‚ in ihrer Erwerbsfähigkeit nicht beeinträchtigt

und daher in der Lage, ihren Lebensunterhalt selbst zu bestrei—

tenu Sie sei jetzt in dem Molkereigeschäft ihrer Schwester als

Verkäuferin tätig und verdiene nach deren Angaben 158 DM mo—

natlich° Daneben führe sie den Haushalt ihres vierundachtzig—

jährigen pilegebedürftigen Vaters, der Eigentümer zweier Häu—

ser sei9 die allerdings nur eine geringe Miete einbrächtena

Für ihre Wohnung habe sie monatlich 15 DM zu zahlenv Auch der

Lebensunterhalt der Tochter R L der Klägerin könne als si—

chergestellt angesehen werden; sie erhalte monatlich etwa

115 DM aus der beamtenrecht lichen Unfallfürs orge und werde

von der Schwester der Klägerin teilweise verpflegt° Demgegen—

über würde der geschiedene Ehemann der Klägerin etwa 300 DM

monatlich nach dem Gesetz zu Artikel 131 des G1undgese tzes
(G 131) erhalten° Bei dieser Sachlage entspräche es nicht der

- 4 _
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Billigkeit, dem geschiedenen Ehemann eine Unterhaltsver—

pflichtüng gegenüber der Klägerin aufzuerlcgén° Der Anspruch

der Klägerin lasse sich schließlich auch nicht aus @ 42

Abs° 1 Satz 2 BVG herleiten, weil die Ehe nicht wegen Gei—
steskrankheit (@ 45 EheG), sondern wegen Eheverfehlungen im

Sinne von © 43 EheG aus beiderseitigem Verschulden geschie—

den werden sei„ Insoweit seien die Versorgungsbehörden und

die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit an das Eheseheidungs—

urteil gebunden° Davon abgesehen hätten bei B; nach

einem Gutachten des Hirnverletztenheims M* vom 25° Ja—

nuar 19Ä9“hiCht einmal geistige Störungen im Sinne von 5 44

EheG vorgelegen°

Das LSG° hat-die Revision zugelassen°

Mit der Revision hat die Klägerin beantragt,

10 unter Aufhebung des Urteils des Bayerischen LSG°

vom 240 Januar 1958, des Urteils des OVA° Landshut

'„vom 16„ Februar 1955 und des Bescheides des Ver—

sorgAq Regensburg vom 150 November 1951 den Be-

klagten zu verurteilen, ihr ab 1„ Mai 1951 bis

51„ Mai 1960 Witwenrente nach dem BVG in gesetz—

licher Höhe zu gewähren‚

&‘hilfsweise9

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das LSG° zurückzuverweisen; '

5„ den Beklagten zu verurteilen, der Klägerin die

außergerichtlichen Kosten des Klage—, Berufungs—

und Revisionsverfahrens zu erstatten°

‘Die Klägerin leitet die Statthaftigkeit ihrer Revision aus
@ 162 Abs„ 1 Nr„ 1 und 2 SGG her und rügt eine Verletzung

der @@1, 38‚ 39 und 42 BVG,60 BheGsowie 105und 128 see
durch das LSG„ Sie ist der Ansicht, daß bei einer Scheidung

der Ehe aus beiderseitigem Verschulden der bedürftige Teil
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einen Rechtsanspruch auf den in 5 60 EheG vorgesehenen Unter—

haltsbeitrag habe, sobald dessen Voraussetzungen erfüllt sei—

en„ @ 60 EheG gewähre einen echten Unterhaltsanspruch, der

sich nur der Höhe nach von den Ansprüchen aus @@58, 61 EheG
unterscheide„ Es bedürfe insbesondere keines soge1. Zubilli—

gungsurteils, um den Anspruch entstehen zu lassen° Entgegen

der Ansicht des Berufungsgerichts seien die Voraussetzungen

des 5 60 EheG auch erfüllt„ Die Feststellung des LSG„‚ daß

der Klägerin nach Abzug der Miete monatlich 123 DM zur Ver—

fügung ständen, rechtfertige für sich allein nicht die Annah—

me, daß sie ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten könne;

es komme vielmehr auf die gesamten Verhältnisse des Einzel—

“falles anc Tatsächlich ständen ihr eraeblich weniger als
123 DM monatlich für ihren Lebensunterhalt zur Verfügung, :
da sie von diesem Betrag neben.den erforderlichen Aufwen-‘

dungen für Heizung, Strom, Gas, Versicherungen, Bekleidung

uswo auch noch Ausgaben für Medikamente und kleinere Kurmit—

tel zur Erhaltung ihrer Gesundheit bestreiten müsse° Das LSG°

habe insoweit den Sachverhalt nicht ausreichend aufgeklärt

und damit gegen @ 103 SGG verstoßen„ Es hätte die erforder—

lichen Informationen durch Rückfrage bei der Arbeitgeberin

der Klägerin oder durch Befragung der Klägerin selbst erlan—

gen können„ Das Berufungsgericht habe darüber hinaus auch

die Einkommens— und Vermögensverhältnisse des geschiedenen

Ehemannes der Klägerin nur unvollständig erfaßtc Es hätte

durch Rückfrage bei dessen Erben und beim Versorgft° aufklä—

ren müssen, ob ihm nicht auch noch Kriegsbeschédigtenrente

zugestanden hätte und welche sonstigen Vermögensverte, wie

etwa Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, vorhanden ge—

wesen wären„ Auch insoweit habe das LSGO seine Sachaufklä—

rungspflicht verletzt und damit zugleich die Grenzen seines

Rechts der freien Beweiswürdigung überschritten° Das LS”° ha—

be férner den Begriff der Billigkeit in 5 60 EheG verkannt°
Die Zubilligung eines Unterhaltsbeitrages hätte nicht nur we-

gen der beiderseitigen wirtschaftlichen Verhältnisse der Bil—

._ 6“—
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ligkeit entsprochen, sondern auch deshalb, weil die zur

Ehescheidung führende wesentliche Ursache nicht in dem Ver—

halten der Klägerin, sondern in der überaus schweren Kriegs—_

beschädigung Failers gelegen habe° Nur mit Rücksicht darauf

sei diesem nicht die alleinige oder überwiegende Schuld an
der Scheidung auferlegt worden, obwohl es die tatsächlichen

Verhältnisse erfordert hätten„ Der von der Klägerin geltend
gemachte Anspruch sei schließlich auch nach @ 42 Abs° 1 Satz

2 BVG begründet, die insoweit vom LSG° ve*tretene Rechtsauf—

fassung sei unzutreffendo

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

Er ist der Ansicht, daß das LSG° die von der Klägerin als

verletzt gerügten gesetzlichen Vorschriften ohne Rechtsirr—

tum angewendet hat°

Die vom LSG° gemäß 5 162 Abs° 1 Nr° 1 SGG zugelassene Revi—

sion ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet wor—

den (@@164, 166 Abs„ 1 see)° Sie ist jedoch nicht begründet„

Die Klägerin begehrt Geschiedenenrente nach dem BVG für die

Zeit vom 10 Mai 1951 bis zum 51° Mai 1960. Dieser Anspruch

ist nach 5 42 BVG in der bis zum Inkrafttreten des Ersten

Neuordnungsgesetzes vom 27° Juni 1960 geltenden Fassung zu
beurteilen°

Sie rügt in erster Linie eine unrichtigc Anwendung des 5 42

Abs° 1 Satz 1 BVG durch das Berufungsgericht„ Nach dieser

Vorschrift erhält die frühere Ehefrau des Verstorbenen im\

Falle der Scheidung oder Aufhebung der Ehe Rente, wenn die—

ser nach den eherechtlichen Vorschriften Unterhalt zu gewäh—

ren hätte° Die Gewährung einer Ve sorgungsrente hängt hier—

nach davon ab, ob die geschicdene Ehefrau nach den Vorschrif—

ten des hier allein in Betracht kommenden Ihegesetzes v0m 20°

Februar 1946 im Zeitpunkt der Geltendmachung des Versorgungs—

__7_.
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anspruchs unterhaltsberechtigt wäre, wenn ihr früherer Ehe—

mann noch leben würde (BSG, 9 S, 86), Diese Frage haben die

Gerichte der Sozialgerichtsharkeit selbständig zu beurteilen

(BSG, a,a„0o; BSG, in SozR„ RVO@1265 131°Aa 2 Nr, 5); Sie
sind hierbei an den Schuldausspruch des Ehescheidungsurteils,

der als Gestaltungsurteil für und gegen alle wirkt, gebunden

(BSG° 10 S, 171 mit weiteren Nschweisen), Da nach dem rechts—

kräftigen Urteil des LG° Regensburg vom 21. Juli 1949 sowohl

die Klägerin als auch deren früherer Ehemann schuld an der

Scheidung sind, jedoch keiner die überwiegende Schuld trägt,;

kommt als Grundlage eines etwaigen gesetzlichen Unterhalts—

anspruchs der Klägerin nur 5 60 EheG in Betracht; Nach die—

ser Vorschrift kann dem Ehegatten, der sich nicht selbst un-

terhalten kann, ein Beitrag zu seinem Unterhalt zugebilligt

werden, wenn und soweit dies mit Rücksicht auf die Bedürfnis—

se und die Vermögens— und Erwerbsverhältnisse des anderen Ehe—

gatten und der nach 5 63 EheG unterhaltspflichtigen Verwandten

des Bedürftigen der Billigkeit entspricht; die Beitragspflicht

kann zeitlich begrenzt werden,

Das LSG° hat unter Hinweis auf Palandt (BGB, Anm„ 5 zu @@60

und 63 Ehe0) und ein Urteil des OVA„ Hildesheim (ZfS° 1954

S, 42) die Ansicht vertreten, der Unterhaltsbeitrag nach @ 60

EheG sei kein Unterhalt "nach den eherechtliehen Vorschriften"

im Sinne von 5 42 Abs, 1 Satz 1 BVG, weil er ausschließlich

von Billigkeitserwägungen einer erst von dem ordentlichen Ge—

richt zu treffenden Entscheidung abhänge, also weder als ech—

ter Unterhaltsansprueh aufgefaßt noch unmittelbar aus ehe—

rechtlichen Vorschriften hergeleitet werden könne; ferner

setze @ 42 Abs, 1 Satz 1 BVG grundsätzlich die alleinige oder

überwiegende Schuld des Verstorbenen an der Ehescheidung vor—

aus, Der Senat vermag dieser Ansicht nicht zu folgen, Weder

der Wortlaut noch der Wortsinn des 5 42 BVG bieten einen Anhalt

dafür, daß ein Anspruch auf Gesehiedenenrentc nach Abs, 1 Satz 1

dieser Vorschrift nur besteht, wenn der Verstorbene für allein
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oder überwiegend schuldig erklärt worden ist° Zwar war im

Regierungsentwurf zum BVG (Bundeste gsdruc MCSche Nr° 1333,

S, 19 und 59) in Anlehnung an die beamtenrechtlichc Regelung

Geschiedenenrente als Kannlcistung nur für den Fall der al—

leinigen oder überwiegenden Schuld des Verstorbenen vorge—
sehen° Daraus kann jedoch, nachdem @ 42 BVG auf einen Ände-

rungsvorschlag des Bundesrates hin (Bundestagsdrucksache Nr,

1333, S, 77) eine vom Regierungsentwurf erheblich abweichen—

de, weitere Fassung erhalten hat, nicht geschlossen werden,

daß 9 42 BVG in seiner endgültigen Fa ssunr im Sinne des nicht

zum Gesetz erhobenen Regierungschtwurfs auszulegen sei, Im

übrigen wäre ein etwa dahingehender Wille de Ge‘etzgebers

unbeachtlich, da er im Gesetz selbst keinen Ausdruck gefun—

den hat (vg-1° BSG, 6 3° 252 _/_'2“527;8 & 1/10)° Die gegentei—
lige nicht näher begründete Ansicht des LSG, kann auch nicht

aus @ 42 Abs° 1 Satg„2 BVG, der die Gewährung der Geschie—

denenrente im Falle einer Scheidung der Ehe wegen Geistes—

krankheit regelt, hercelciuc werden Die Voraussetzungen
des 2“42 Äbs, 1 Satz 1 BVG sind daher nicht nur dann erfüllt,

wenn die Unterhaltspflicht des geschiedenen Bhemannes auf

@ 58 EheG beruht; GeSchiédenenrente ist Vielmehr in allen

Fällen zu gewähren, in denen sich eine Unterhaltsverpflich—

tung aus den die gesetzliche Unterhaltspflicht regelnden ehe—'

rechtlichen Vorschriften ergibt°

Das LSG, irrt auch insoweit, als es annimmt, daß 5 60 EheG

keinen unmittelbar aus den eherechtlichen Vorschriften fol—

genden Rechtsanspruoh auf Unterhalt gewähre„ In Schrifttum

und Rechtsprechung würde die Frage nach der_Rechtsnatur der

Beitragspflicht nach 5 60 EheG nicht einheitlich beantwortet.

Während insbesondere Scanzoni (Komm° zum EheG 38, Anm° 2 zu

5 68, und DR 1940 8° 2246) und ihm folgend das Kammergericht
(DR 1941 S° 658, 942 und 2412) unter Hinweis au1 den Wortlaut

des Gesetzes ("kann ein Beitrag" zum Unterhalt ”zugebilligt

werden"; ”Bed.ür1tiyer“ statt "Berechtigtcr“) das Vorliegen

eines Rechtsanspruchs leugnen und annehmen, daß ein solcher

_9_,.
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erst durch das Zubilligungsurteil, dem rechtsgestaltende Wir-

kung zukomme, entsteht, sind u,a° das Reichsgericht (IV 229/

59 vom 6„1°1940, zitiert von Scanzoni in FR 1940 S, 2246),

von Godin (Komm, zum EheG 46, 2, Aufl„, .'.:wm° 2 zu 5 60), Hoff—

mann»8tephan (Komm° zum EheG 46, Anm, 4 zu @ 60) und der Bun—

desgerichtshof —BGH— (Urteil vom 16,2„1955, Lindenmaier—Möhring

Nr, 1 zu © 60 EheG) der Meinung, daß @ 6C ■heG dem Bedürftigen

einen rechtlichen Anspruch gewährt und da; dieser Anspruch, so—
fern seine Voraussetzungen vorliegen, kra£t Gesetzes schon mit

der Rechtskraft der Ehescheidung wenigstens dem Grunde nach

entsteht, ohne daß es hierzu einer richterlichen Entscheidung

bedarf„ Der Senat hält die von letzteren vertretene Ansicht

für zutreffend, Zwar mag nach dem Wortlaut des 5 60 EheG man—
ches dafür sprechen, daß ein Anspruch auf den Unterhaltsbei—

trag erst mit der richterlichen Entscheidung, die eine auf
@ 60 EheG gestützte Klageforderung zuerkennt, entsteht, Jedoch

zwingt der Wortlaut zu dieser Auslegung nicht, Bereits aus
der amtlichen Begründung zu 5 68 EheG 38 (Deutsche Justiz

1938 S, 1111), der mit 5 60 EheG 46 wörtlich übereinstimmt,

ergibt sich, daß durch die Gesetzesfassung ein Rechtsanspruch

nicht ausgeschlossen werden sollte; denn dort ist ausdrück—

lich vcn einem "Unterhaltsanspruch" und von einer "Unterhalts—

pflicht" die Rede, Im übrigen wäre es, worauf der BGH° aea,0„

mit Recht hinweist, ganz außergewöhnlich, daß dem Richter die

Möglichkeit gegeben sein sollte, den Unterhaltsbcitrag zu ver—

sagen, wenn er alle Voraussetzungen des @ 60 EheG bejaht° Es

ist daher kein innerer Grund ersichtlich, warum der Gesetzge—

ber den Anspruch aus @ 60 EheG hinsichtlich seiner Entstehung

anders behandelt haben sollte als sonstige Unterhaltsansprü—

che, Ob es sich bei dem Anspruch aus 5 60 EheG um einen "ech—

ten" Unterhaltsanspruch oder — im Hinblick darauf, daß er von

Billigkeitserwägungen abhängt und nicht auf den vollen Unter—

halt, sondern nur auf einen zeitlich begrenzbaren Beitrag zum

Unterhalt gerichtet ist — um einen Unterhaltsanspruch minderer

Qualität handelt (Vgl„ Hoffmann—Stephan, a„a„0„, Ann, 4 zu

5 60; Palandt, BGB, 193 Auflu, Ann, 3 zu 5 60 BheG; Soergel,
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BGB, 80 Aufl„, Ann, 2 zu 5 60 IheG, u„a„), kann dahinge—

stellt bleiben; denn hierauf kommt es bei der nach @ 42 BVG
anzustellenden Prüfung, ob der Verstorbene nach den eherecht—‘

lichen Vorschriften Unterhalt zu gewähren hätte, nicht an°
Die Anwendbarkeit des © 60 EheG im Rahmen des 5 42 BVG wird

auch nicht dadurch gehindert, daß die Beitragspflicht nach

@ 60 EheG im Gegensatz zu den Ansprüchen aus @ 58 EheG nicht
als Nachlaßverbindlichkeit auf die )rben übergeht, sondern

mit dem Tode des Verpflichteten erlischt (@ 70 Abs, 1 und 3
DheG); denn nach 5 42 Abs, 1 Satz 1 BVG kommt es nur darauf

an, ob die geschiedene Frau unterhaltsberechtigt wäre, wenn
ihr früherer Ehemann noch lebte°

Die Entscheidung über den Anspruch der Klägerin hängt somit

davon ab, ob für die Klägerin im Zeitpunkt der Antragstellung

die Voraussetzungen einer Unterhaltsbercchtigung nach 5 60

EheG gegeben waren, Bei der hiernach anzustellenden Prüfung

befinden sich die Versorgungsbehörden und die Gerichte der

Sozialgerichtsbarkeit — abgesehen davon, daß sie von Amts

wegen zu ermitteln haben — in derselben Lage wie die mit einer

Klage aus @ 60 EheG befaßten ordentlichen Gerichte, Sie haben

mithin wie diese alle für die Zubilligung des Unterhaltsbei—

trages bedeutsamen Umstände, “amlich die Vermögens— und Ein—

kommensverhältnisse sowie die Erwerbsfähigkeit des bedürfti—

gen Ehegatten, die Vermögens— und Erwerbsverhältnisse und

die Bedürfnisse des beitragspflichtigen Ehegatten, der unter-

haltspflichtigen Verwandten des Bedürftig=n und der minder—

jährigen unverheirateten Kinder des Beitragspflichtigen nach

billigem Ermessen zu berücksichtigen° Dagegen haben sich die

Billigkeitserwägungen, die 5 60 EheG vorschreibt, nicht auch

auf sonstige Umstände, wie etwa die Schuldfrage, zu erstrek—

ken (vgl, von Godin, a,aoo„‚ Ann, 5 zu @ 60; BGH, a,a„0„)44

Die Revisionsrügé, das LSG, habe den in @ 60 EheG enthalte—

'nen Begriff der Billigkeit verkannt, weil es nicht berücka

sichtigt habe, daß die eigentliche Ursache der Ehescheidung

nicht in dem Verhalten der Klägerin, sondern in der schwer©n_
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Krieg Sbegßlddinun F s gelegen habe, greift daher nicht

durch°

Das LSG° hat? obwohl seiner Meinung nach ein Rentenanspruch

nach @ 42 Abs° 1 Satz 1 BVG schon deshalb entfällt, weil & 60

EheG keine Unterhaltspflicht nach eherechtlichen Vorschriften

begründe9 auch das Vorliegen der Voraussetzungen des © 60 EheG

im einzelnen geprüft und verneint° Ob es hierbei seine Sachauf—

klärungspflicht und die Grundsätze der freien Beweiswürdigung

dadurch verl.et zt hat, daß es? wie die Revision rü gt9 die Ver—

mörens— und Einkommensverhältnisse der Klägerin und ihres frü-

heren Bhemannes nicht genügend erforscht hat, kann dahingestellt

bleiben; denn seine Entscheidung stellt sich aus anderen Grün—

den als richtig darc

@ 60 EheG gewährt nur demjenigen Ehegatten einen Anspruch‚ der

sich nicht selbst unterhalten kann„ Diese Vorausseat ungen sind

nach der herrschenden Meinung, von der abzuweichen kein Anlaß

besteht‚ in der Regel nur dann eriüllt, wenn der den Unter—

haltsbeitrag beanspruchende Ehegatte nicht nur vermögens—

und einkommenslos, sondern auch erwerbSunfähig ist, weil er

erst dann "sich nicht selbst unterhalten kann"dvgl‚ Hoffmann—

Stephan‚ a„a„o„‚ Anm„ 5 zu 5 60; von Godin, a ae0op Anm„ 3
zu 5 60; Palandty acacOo, Anmg 2 zu @ 60 EheG; Soergel, aoa„0°‚

Anmq 2 zu 5 60 EheG)„ Nur wenn besondere Umste nde vorliegen,

die bisher nicht berufstätige Frau etwa erst einer Ausbildung

bedarf9 um eine ihren Fähigkeiten entsprechende Arbeit auf—

nehmen zu können‚ wird von dem Erfordernis der Erwerbsunfä—

higkeit abzusehen sein„ N&Ch den tatsächlichen Feststellun—

gen des LSG„9 die insoweit mit der Revision nicht angegriffen

und daher für das Revisichsgeric}ffC bindend sind (5 163 SGG)‚

ist die im Zeitpunkt der Antragstellung 39 Jahre alte Kläge—

rin in ihrer Erwerbsfähiäkeit nicht beeinträchtigt gewesen

und_hgt bereits vor ihrer Verehelichung als Verkäuierin ge—

arbeiteto ®iese'3eststeiiü■gäm a11'81■ T ?; n 'uC“11 o C‘1‘CL‘CUFJ

daß die Klägerin imstande ist, sich sel bs zu u

t1’f bi eit*u“lß

nt

e
orhal tenc Bei
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dieSer Sachlage kommt es nicht mehr darauf an, ob und in

welchem Umfang sie ihre Fähigkeiten tatsächlich nutzt und

wieviel sie im einzelnen verdiente Da weder im Berufungs—5

noch im Revisionsvérfahren besondere Umstände geltend ge—
macht worden sind? die die Zubilligung eines Unterhaltsbei—

trages trotz Erwerbsfähigkeit der Klägerin rechtfertigen

iönnten, sind die Voraussetzungen des 5 60 Eth schon des—

halb nicht erfüllt, weil die Klägerin nicht erwerbsunfähig
ist° Damit steht zugleich fest‚ daß der Anspruch der Kläge—

rin auf Geschiedenenrente nach @ 42 Abs„ 1 Satz 1 BVG unbe—

gründet ist„ Die insoweit auf eine Verletzung der 55 1‚ 38,

59 und 42 Abs? 1 Satz 1 BVG5 60 EheG und 103‚ 128 SGG ge—

stützte Revision mußte daher im Ergebnis erfolglos bleiben°

Die Revision der Klägerin ist schließlich auch unbegründet?

soweit sie ihren Anspruch auf @ 42 Abs° 1 Satz 2 BVG stützt

und sich gegen die angeblich unrichtige Anwendung dieser

Vorschrift durch das Berufungsgericht wendete Nach dieser

Vorschrift erhält die frühere Ehefrau auch ohne die Voraus—

setzungen des Abs„ 1 Rente‚ wenn die Ehe wegen Geisteskrank—

heit des Verstorbenen geschieden oder aufgehoben werden ist9

die Geisteskrankheit in ursächlichem Zusammenhang mit einer

Schädigung (@ 1) gestanden hat und der Beschädigte an den

Folgen dieser Schädigung gestorben ist„ Das LSG° ist ohne

Rechtsirrtum davon ausgegangen? daß die tatsächliche Frage,7

ob die Ehe "wegen Geisteskrankheit des Verstorbenen" ge—

schieden worden ist; allein nach dem Inhalt des Ehescheidungs—

'urteils beurteilt werden kann und muß (vglc Schieckel, BVG,

420 Aufl„, Anmc 5 zu @ 42)° Das rechtskräftige Urteil des LG°

Regensburg vom 21° Juli 1949 ergibt eindeutig, daß das Ge—

richt‚ das bei F " ? aufgrund eines Sachverständigengutach—

tens weder eine Geisteäcrankheit noch eine ernstere geistige

Störung für vorliegend erachtet hat, die Ehe der Klägerin

wegen beiderseitiger schwerer Eheverfehlungen im Sinne des

5 43 EheG geschieden hate Unter diesen Umständen kann dahin—

gestellt bleiben‚ ob 5 42 Abs° 1 Satz 2 BVG nur dann Platz
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greift9 wenn die Ehe aus 5 45 EheG (Aufhebung der geistigen

Gemeinschaft zwischen den Ehegatten durch Geisteskrankheit)

geschieden werden ist? oder ob auch eine Scheidung aus 5 44

EheG (Zerrüttung der Ehe wegen eines auf einer geistigen Stö—

rung beruhenden Verhaltens, das nicht als Eheverfehlung be—

trachtet werden kann) den Anspruch auf Gesehiedenenrente nach

der zweiten Alternative des 5 42 BVG auszulösen vermag° Die

Voraussetzungen des @ 42 Abs„ 1 Satz 2 BVG sind somit im vor—
liegenden Fall, wie das LSG; zutreffend entschieden hat, nicht

erfüllt, und es kann dahingestellt bleiben‚ ob die schweren

Verwundungsfolgen Failers der tiefere Grund der Ehezerrüttung

gewesen sind„

Die Revision der Klägerin war daher gemäß 5 170 Abs° 1 SGG

zurückzuweisen„

Die Kostenentseheidung beruht auf @ 195 SGG„
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